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Der Hilfsbeweisantrag und seine Bescheidung in 

der Hauptverhandlung 

1. Der in der Praxis bei Strafverteidigern so beliebte 

Hilfsbeweisantrag genießt in der Literatur - auch und gerade in 

der von Rechtsanwälten verfaßten - keinen guten Ruf. So 

schreiben z. B. Sarstedt/Hamm, wer Hilfsbeweisanträge stelle, 

sei „selbst schuld"
1
. Für Warburg sprechen mehr Gründe 

dagegen
2
. Dahs konstatiert „erhebliche Nachteile"

3
, und 

Michalke spricht von einem „überschätzten Instrument"
4
. 

Unlängst hat Schlothauer die Risiken des Hilfsbeweisantrages 

zusammengefaßt
5
. Er hält entsprechend der von Alsberg

6
 

herausgearbeiteten Abgrenzung den Eventualbeweisantrag für 

vorzugswürdig. Dieser unterscheidet sich vom Hilfsbeweisantrag 

vor allem dadurch, daß er nicht an einen 

verfahrensabschließenden Hauptantrag (z. B. Freispruch, 

Geldstrafe, Strafaussetzung zur Bewährung) gekoppelt wird, 

sondern mit einer konkreten Beweistatsache bzw. -würdigung (z. 

B. Vorliegen eines Tatbestandsmerkmals, Glaubwürdigkeit eines 

Zeugen) verknüpft ist. Deshalb muß - was häufig übersehen 

wird
7
 - der Eventualbeweisantrag in jedem Fall noch in der 

Hauptverhandlung beschieden werden, während der 

Hilfsbeweisantrag (mit Ausnahme der Ablehnung wegen 

Verschleppungsabsicht
8
) erst in den Urteilsgründen abgelehnt zu 

werden braucht. Hieraus ergeben sich - insoweit ist Schlothauer 

zuzustimmen - zwei Vorzüge des Eventualbeweisantrages: Zum 

einen kann häufig das Gericht weitergehender als beim 

Hilfsbeweisantrag gezwungen werden, seine Beurteilung der 

Beweislage schon vor dem Urteil bekanntzugeben, wodurch 

seine Beweiswürdigungs- und Strafzumessungsspielräume 

wesentlich mehr eingeengt werden können
9
. Zum anderen 

werden Nachteile des Hilfsbeweisantrages, sofern dieser erst in 

den Urteilsgründen abgelehnt wird, vermieden. Bei einem 

Eventualbeweisantrag ist der Verteidiger vor ihn überraschenden 

Antragsablehnungen geschützt, da er noch in der 

Hauptverhandlung hierauf reagieren kann
10

. Zudem sind die 

Revisionschancen erhöht, weil das Revisionsgericht beim nicht 

oder rechtsfehlerhaft beschiedenen Hilfsbeweisantrag selbst 

prüfen kann, ob der Beweisantrag auch rechtsfehlerfrei hätte 

abgelehnt werden können
11

. 

2. Nun kann allerdings der erste Gesichtspunkt sich auch anders 

darstellen: Gerade beim Eventualbeweisantrag kann der 

Verteidiger nur schwer abschätzen, ob für das Gericht 

„Nebenlösungswege“ existieren, ob es also auch ohne Annahme 

der mit dem Antrag angegriffenen Bedingung in der 

unerwünschten Form verurteilen kann (Beispiel: Auch das 

Gericht geht von der Unglaubwürdigkeit des Augenzeugen aus, 

verurteilt jedoch aufgrund von Indizien). Auch umgekehrt ist - 

insbesondere bei komplizierten Sachverhalten - denkbar, daß das 

Gericht zum von der Verteidigung gewünschten 

Verfahrensergebnis unter Annahme der angegriffenen 

Bedingung kommen wollte (Freispruch trotz Glaubwürdigkeit 

des Belastungszeugen), nun aber den Eventualbeweisantrag 

bescheiden muß, woraus der Verteidiger dann völlig falsche 
Schlüsse ziehen könnte. 

Des weiteren ist ein Hilfs- und nicht ein Eventualbeweisantrag 

dann „prozeßlogisch“ geboten, wenn der Verteidiger davon 

ausgeht, das Gericht werde seinem Hauptantrag entsprechend 

entscheiden
12

. Ein solcher vorsorglich gestellter Antrag mag 

etwa besondere Bedeutung als Schutz vor gescheiterter 

Verständigung des Verteidigers mit dem Gericht über die 

Rechtsfolgenentscheidung haben. 

3. Es gibt also trotz der Möglichkeit, Eventualbeweisanträge zu 

stellen, auch ein anzuerkennendes Bedürfnis für 

Hilfsbeweisanträge. Und es gibt eine Variante, die Schlothauer 

nur kurz erwähnt
13

, mit der die oben aufgezählten Nachteile des 

Hilfsbeweisantrages umgangen werden können: Der Verteidiger 

beantragt zusätzlich, das Gericht möge über seinen 

Hilfsbeweisantrag vor Urteilsverkündung durch Beschluß 

entscheiden, falls es seinem Hauptantrag nicht folgen sollte. Die 

Zulässigkeit dieser „weithin unbekannten"
14

, aber in der 

Rechtsprechung
15

 und Literatur
16

 wohl einhellig anerkannten 

Variante folgt daraus, daß in einem Hilfsbeweisantrag ansonsten 

zugleich der stillschweigende Verzicht auf die Bekanntgabe der 

Entscheidung über den Antrag in der Hauptverhandlung gesehen 
wird

17
. 

Diese Variante eröffnet der Verteidigung eine interessante 

Situation: Der Verteidiger hat die Chance, noch in der 

Hauptverhandlung zu erfahren, wie das Gericht zu seinem 

Hauptantrag steht. Er kann zunächst seine risikobehafteten 

Beweisanträge zurückhalten, die zwar den Hauptantrag stützen, 

aber auch „nach hinten losgehen" könnten
18

. Er entgeht dem 

„Verteidigerdilemma“, indem er etwa Ausführungen und 
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Beweisanträge zur Straffrage zurückstellen kann, weil sein 

Antrag auf Freispruch durch einen solchen Hilfsantrag 

abgesichert ist
19

. Und verbindet der Verteidiger gar diesen 

Antrag noch mit der Ankündigung weiterer Beweisanträge für 

den Fall des Bedingungseintritts, so ist ein solcher 

Hilfsbeweisantrag kein Zeichen von Schwäche
20

, weil nunmehr 

„alle Pfeile verschossen"
21

 sind, sondern stellt umgekehrt ein 

Mittel aktiver Verteidigung dar, das die Hoffnung, das Gericht 

könnte aus Bequemlichkeit dem Hauptantrag folgen
22

, jedenfalls 

eher realistisch erscheinen läßt: Denn als „lästige Alternative"
23

 

stünde nun nicht mehr die Schwierigkeit gegenüber, in den 

schriftlichen Urteilsgründen irgendwie um den Hilfsbeweisantrag 

herumzukommen, sondern der Wiedereintritt in die 

Beweisaufnahme. 

Allerdings kann sich das Gericht diesem „Dilemma“
24

 entziehen: 

Nach der - m. E. zu weit gehenden - Entscheidung des OLG 

Celle ist es unschädlich, wenn das Tatgericht die Entscheidung 

über Hilfsbeweisanträge noch in der Hauptverhandlung 

verweigert, sofern es dem Verteidiger Gelegenheit gibt, den 

Antrag als Hauptbeweisantrag zu wiederholen
25

 (wozu der 

Verteidiger freilich jederzeit berechtigt ist
26

). Vor allem aber hat 

es der BGH als zulässig angesehen, daß der Tatrichter einen 

Hilfsbeweisantrag schon vor der Urteilsberatung bescheidet
27

. 

Diese Rechtsprechung ist grundsätzlich zu billigen; im Einzelfall 

mag - fußend auf der Aufklärungspflicht - sogar nur eine solche 

Behandlung sachgerecht sein
28

 (So kann § 244 II StPO das 

Gericht etwa in der von Michalke
29

 als bisher nicht entschieden 

bezeichneten Konstellation zur sofortigen Beweisaufnahme 

zwingen, in der der Verteidiger für die Unschuld des 

Angeklagten Beweis für den Fall anbietet, daß das Gericht nicht 

nur auf Geld-, sondern auf Freiheitsstrafe erkennen wollte. Diese 

Situation sollte der Verteidiger tunlichst dann vermeiden, wenn 

er mit einem Hilfsbeweisantrag, wie oben angeregt, nur 

vorsorglich eine Verständigung absichern will.). 

Aber selbst bei einer solchen Reaktion des Gerichts steht der 

Verteidiger nicht schlechter da, als hätte er gleich einen 

Hauptbeweisantrag gestellt. Sollte sie dagegen nur schlicht als 

Ausdruck der Weigerung des Gerichts erscheinen, sich auf die 

vom Verteidiger geschaffene prozessuale Situation einzulassen, 

mag bezüglich der „Früherkennung richterlicher 

Beweiswürdigung“
30

 sogar der Schluß möglich sein, daß das 

Gericht nicht entsprechend dem Hauptantrag zu entscheiden 

gedenkt
31

; ansonsten wäre die Weigerung des Gerichts, „seine 

Karten vorzeitig aufzudecken"
32

, unverständlich und würde wohl 

auch gegen das Beschleunigungsprinzip verstoßen
33

. Meint der 

Verteidiger dies zu erkennen, hätte er sogar doch die gewünschte 

Information erhalten
34

. 

4. Für die Revision gilt folgendes: Wird der in der 

Hauptverhandlung zu bescheidende Hilfsbeweisantrag 

(ablehnend) beschieden, gilt für die Revision nichts anderes als 

bei einem Hauptbeweisantrag. Sollte ein solcher 

Hilfsbeweisantrag nach der Urteilsberatung abgelehnt und 

sodann gleich das Urteil verkündet werden, so wäre dies - anders 

als beim üblichen, erst in den Urteilsgründen zu bescheidenden 

Beweisantrag, der dennoch vor Urteilsverkündung abgelehnt 
wird

35
 - ein Verstoß gegen § 258 StPO

36
. 

Wird der Hilfsbeweisantrag entgegen dem Antrag dagegen erst in 

den Urteilsgründen (oder überhaupt nicht) beschieden, stellt sich 

nur noch die Frage des Beruhens. Hier gilt: Anders als bei den 

üblichen Hilfsbeweisanträgen kommt es nicht darauf an, ob das 

Gericht den Antrag in der Hauptverhandlung rechtsfehlerfrei 

hätte ablehnen können. Denn die Verteidigung hat gerade nicht 

auf die Unterrichtung verzichtet und hätte somit die weitere 

Prozeßführung an dem Ablehnungsbeschluß orientieren können. 

Damit ist „in aller Regel" das Beruhen zu bejahen
37

. 

Von einem Teil der Literatur und Rechtsprechung werden 

hiervon Ausnahmen gemacht, soweit das Gericht im Urteil die 

Beweistatsache als wahr oder offenkundig behandelt hat
38

. Diese 

Auffassung ist nicht haltbar, sofern es (auch) um die potentiellen 

Auswirkungen einer solchen Ablehnung noch in der 

Hauptverhandlung auf die Prozeßführung des Antragstellers 

geht
39

. Deshalb ist an die oben schon geratene Ankündigung 

weiterer Beweisanträge für den Fall des Bedingungseintritts zu 

erinnern. 

Das KG hat in einem Urteil
40

 gefordert, die angekündigten 

Beweisanträge in der Revisionsbegründungsschrift mitzuteilen. 

Diese Entscheidung gibt zu Bedenken Anlaß. Grundsätzlich 

braucht der Revisionsführer zum Beruhen nichts - erst recht nicht 

in der Form und Frist des § 344 II StPO - mitzuteilen, also auch 

nicht, welche weiteren Anträge er gestellt hätte
41

. Dies kann laut 

dem BGH von einem Revisionsführer schon deshalb nicht 

verlangt werden, weil eine zuverlässige gedankliche 

Rekonstruktion der damaligen Prozeßlage kaum möglich ist
42

. 

Allerdings ist in einigen älteren Entscheidungen bei der 

Wahrunterstellung von Hauptbeweisanträgen erst in den 

Urteilsgründen zum Beruhen ausgeführt worden, der 

Revisionsführer müsse, wenn er behauptet, er habe im Falle der 

Bekanntgabe der Ablehnung weitere Beweisanträge stellen 

wollen, dies im einzelnen dartun
43

. Diese Rechtsprechung dürfte 

schon deshalb zweifelhaft sein, weil gerade die Ablehnung durch 

Wahrunterstellung ein „Alarmzeichen“ für den Verteidiger sein 

sollte
44

, also gerade nicht die Notwendigkeit 
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weiterer Beweisanträge entfallen läßt
45

. Dies gilt verstärkt für 

den in der Hauptverhandlung zu bescheidenden 

Hilfsbeweisantrag, weil hier durch den Bedingungseintritt 

„Großalarm“ beim Verteidiger ausgelöst werden muß. Vollends 

abzulehnen ist diese Rechtsprechung aber dann, wenn zudem die 

Stellung weiterer Beweisanträge angekündigt ist: Weiteres 

Verteidigungshandeln soll hier im Falle des Bedingungseintritts, 

und zwar unabhängig von der Ablehnungsbegründung des 

Hilfsbeweisantrages, erfolgen. Die Vermutung, daß bei 

Ablehnung wegen Offenkundigkeit bzw. bei Wahrunterstellung 

weiteres Vorbringen nicht erfolgen würde, ist also sogar 

widerlegt. 

Nichtsdestotrotz ist aufgrund der Entscheidung des KG dem 

Verteidiger zu raten, in der Revisionsbegründungsschrift seine 

beabsichtigten Beweisanträge mitzuteilen, wobei er dann, wenn 

es ihm im Hinblick auf die erstrebte neue Hauptverhandlung 

taktisch angebracht erscheint, die genaue Bezeichnung des 

Beweismittels oder die detaillierte Ausführung der 

Beweisbehauptung unterlassen könnte. Diese Anträge müßten 

zwar geeignet sein, das Beruhen des Urteils auf ihrer 

Unterlassung zu begründen, bedürfen m. E. jedoch keinerlei 

Zusammenhanges zum nicht mehr in der Hauptverhandlung 

beschiedenen Hilfsbeweisantrag, da es Sache des Verteidigers 

ist, zu bestimmen, welche Anträge er bis zur Entscheidung eines 

anderen Antrages zurückbehält. 

5. Es bleibt also festzuhalten, daß der Hilfsbeweisantrag dann 

seine vermeintliche Qualität als „Geheim-" oder „Spezialwaffe“
46

 

tatsächlich haben kann, wenn er mit einem Zusatz in etwa wie 

folgt verbunden wird: „Ferner wird beantragt, diesen 

Hilfsbeweisantrag im Falle des Bedingungseintritts noch in der 

Hauptverhandlung durch der Urteilsverkündung vorausgehenden 

Beschluß zu bescheiden
47

. In diesem Fall ist beabsichtigt, weitere 

Beweisanträge zu stellen“. Hält sich das Gericht hieran nicht, 

sollte in der Revisionsbegründungsschrift „höchstvorsorglich im 

Hinblick auf KG, StV 1988, 518“ vorgetragen werden, daß 

geplant war, „insbesondere“ (um anderes mögliches Vorbringen 

nicht auszuschließen) im einzelnen zu bezeichnende 

Beweisanträge bei Ablehnung des Hilfsbeweisantrages zu 
stellen. 
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